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VORWORT DES HERAUSGEBERS 

Bei den Beratungen und Arbeiten der Kultusmiiiisterkonferm standen irn ergangenen 

Jahr vor allem Fragen der Qualitätssicherung in Schulen irn Vordergrund. Nach der Veröf- 

fcntlichung der von der I~ultusministerkonferenz in Auftrag gegebenen PISA-Studie Ende 

2001 ist die Bildungspolitik in Deutschland im Jahr 2002 wieder stärker in den Mittelpunkt 

des öffentlichen Interesses gerückt. 

In diesem und auch in den folgenden Jahren werden weitere Studien und Untersuchungen 

vorgelegt, die im Kontext der Qualitätssicherung stehen. Anfang April 2003 wurden die Er- 

gebnisse der Internationalen Grundschul-Lese-Untersuchung [PIRLS/IGLUl veröffentlicht. 

Tm zweiten PISA-Zyklus, der neben der Lesekompetenz und dem naturwissenschaftlichen 

J erständnis vor allem die mathematischen Fähigkeiten in den Blick nehmen wird, finden 

in diesem Jahr die Tests statt. 

Die genannten Mafinahmen machen deutlich, dass die Länder in der Kultusministerkonfe- 

re in  zu einer gemeinsamen Antwort auf die von PISA aufgeworfenen Fragen gefunden 

haben. Erfolgreiche Bildungspolitik bedarf großer Nähe zur Schule und Hochschule. Ver- 

lagerungen von Zuständigkeiten an den Bund wurden in den ersten Monaten nach PISA 

häufig gefordert, hätten aber nur zu Reibungsverlusten geführt und wären letzten Endes 

doch nicht ohne einen Rückgriff auf die nur in den Ländern vorhandene Expertise und 

Strukturen ausgekommeri. 

Lkr E'iideralismus erweist sich damit als Motor für den Wettbewerb und für Verbesserun- 

gen der Qualität von Bildung. Er ermöglicht die bedarfsgerechte Entwicklung und Umset- 

zung wirksamer MalSnahmen. Dabei garanliert die Zusaminenarbcit der Länder in der Kul- 

lusministerkonferenz die Iänderübergreifendc Sicherung struktureller Gemeinsaiiiliciten 

und anspruchsvoller Ziele. 

Die Sicherung \ on Qualitiil bedarf hlai-er Maßstäbe. Deshalb hat dic I<ultus~ninisterltonfe- 

rcnz einen besonderen Schwerpunkt ihrer Arbeit auf die Rntwicltlung und Einführung von 

bundesweit geltenden Bildungsstandards gelegt. Sie beschreiben Koinpetenien. die Schü- 

lei-innen und Schüler bis 7.u einPt bestimiiitc~n jalirgangsstufr' er\+orben haben sollen und 

geben I.ehrern. Eltern und Schülern Maßstäbe Süi- das Lehreil und Lcrnen. Die Einhaltung 

der Standards soll regelmäßig durch eine unabhängige gemeinsam beauftragte wissen- 

schaftliche Einrichtung überprüft merden. Ent\\ürfe der ersten Standards mrrden iin Som- 

m ~ r  X W ~  d ~ r  t:achöffentlichlieit \orgestelll. Ilic Einführung erster Bildungsstandards ist 

fiir das Schuljahr aooqIam5 qeplanl. 

\ on divscrn Jalii- ;irr \2 ird die killt usii~ii i istei-l \onI~~i.en/ txinc rcgelrnäfiigr Piildui.igsbt~r~ic.Iit- 

c.rst;tltuiig f'ur lkntscblantl ~or legcn.  Plicse soll dcr Iiifoimaiioii der OTkii~lichlicit ubri- 
Staiid und Iln~tvicklung dcs Bildungs.\\ ~ s c r i s  in Ikulschlaiid dienen, T or allem aber auch 

(;iwricllagc~ für dic. citere Rildung~planung scin. Ein PI-stcr ßcrirht soll Rndr zoo;i \ot.lie 



gen. Er wird wesentliche bildungsstatistische Daten, eine Beschreibung und Analyse von 

Ergebnissen aus Schulleistungsuntersuchungen sowie eine Übersicht über Maßnahmen 

der Länder zur Qualitätscntwicklung und Qualitätssicherung enthalten. 

Die Kultusmii~isterkonferenz hat in1 Jahr 2002 einen breit angelegten Bildungsdialog mit 

den Lehrerverbänden, den Eltern und der Wissenschaft geführt. Zusammen mit der Wirt- 

schaftsministerkonferenz sowie den Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft hat die 

Kultusministerkonferenz im Herbst 2002 ein Grundsatzpapier zur Zukunft von Schule, 

Hochschule und beruflicher Ausbildung vorgelegt. Die gemeinsam gefundenen Positionen 

dokumentieren das starke öffentliche Interesse an einer optimalen Leistungsfähigkeit des 

deutschen Schul- und Hochschulsystems auch im internationalen Vergleich. 

Im internationalen Wettbewerb der Bildungseinrichtungen kann nur bestehen, wer Qua- 

lität in Forschung, Lehre und Weiterbildung anbietet, dabei die Erfordernisse des Arbeits- 

marktes und die Bedürfnisse der Gesellschaft berücksichtigt und mit attraktiven Angebo- 

ten auch ausländische Studierende und Wissenschaftler anzieht und überzeugt. Der Wan- 

del, der sich an unseren Hochschulen vollzieht, ist Antwort auf die Herausforderungen der 

Globalisierung und der Wissensgesellschaft. Wettbewerb und Autonomie der Hochschu- 

len kennzeichnen diesen Wandel. Das Verhältnis Staat - Hochschule hat sich geändert und 

wird sich weiter ändern. Globalhaushalte, Hochschulräte und Hochschulverträge stehen 

hier für das Neue. Der Staat wacht zwar über die angemessene Verwendung der Steucr- 

gelder. aber der Gestaltungsspielraum der Hochschulen wächst. 

Auf dem Weg zu dem gemeinsamen europäischen Hochschulraum, der bis 2010 errichtet 

sein soll, haben wir im vergangen Jahr weitere Fortschritte erzielen können. Bei der Vor- 

bereitung der nächsteu Ministerkonferenz im Rahmen des Bologna-Prozesses, die im Sep- 

tember 2003 in Berlin stattfinden wird, kooperieren Bund und Länder sowohl bei der in- 

haltlichen als auch organisatorischen Vorbereitung eng miteinander. 

Mittlerweile gibt es in Deutschland mehr als ~ . y m  Bachelor- und Masterstudiengänge. Die 
gestuften Studiengänge bieten mit dem Bachelor die Gewähr für einen frühen ersten be- 

rufsqualifizierenden Abschluss und mit den Masterstudiengängen vielfältige Anschluss- 

qualifikationen. iMit der InneiiininisterkoriEerei~z konnten wir uns daraul verständigen, 

dass auch der an einer Fachhochschule erworbene Masterabschluss für den höheren Dienst 

qualifiziert. n e n n  dies im Akkreditierungs\erfahren festgestellt wurde. Für die Akzeptanz 

der ncuen Abschlüsse ist dies ein wichtiges Signal. 

km dritten M ichiigen Irbeitsbei-eich gestaltet die Kultiisrninisterlioiiferenz die notwendi- 

gen politischen und sniialen Kahmcnbedingungcn für das liüi~stlerischc und kirl~urellr 

Schaf'fcii mit. M ie in den vergangcnen Jahren befaiste sich die Kultusi11inisterkonfci-e117 

t 01-dringlich mit dem \/erhältnis 1 on Länder- und Nundeskulturfördcrui7g. l>ic 1 ,ändcr er-  

nrbci ieten dabei ihre Positioi~ zur Eii~richtung einer Bundeskulturstiftung. Für bessere 



Kahmenbedingungen im Bereich des Kultursponsoring hat die Kultusministerkonferenz 

2002 Empfehlungen beschlossen, die bestehende Rechtsunsicherheiten bei der steuerlichen 

Behandlung von Zuwendungen beseitigen sollen. 

PROF. DK. ERICH THIES 

Generalsekretär der Kultusministerkonferenz 

April 2003 


